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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE

Resolution der Mitgliedsländer der Arge Alp 

zu den Dienstleistungen im Alpenraum

Die Mitgliedsländer der Arge Alp weisen seit längerer Zeit auf die Bedeutung der Daseinsvorsorge für eine nachhaltige und langfristige Garantie der Lebensqualität ihrer Bürger hin. Die aktive Präsenz des Menschen mit seinen Kenntnissen und Kompetenzen in den Berggebieten ist ein wesentlicher Faktor für den Schutz und die Entwicklung der Berggebiete.

Die 35. Konferenz der Regierungschefs der Arge Alp am 25. Juni 2004 in Alpbach verabschiedete eine Resolution mit einigen Forderungen an die Europäische Kommission und die Nationalstaaten betreffend die Daseinsvorsorge im Alpenraum:
· Grundsätzlich soll die zukünftige Daseinsvorsorge in den Alpenländern auf dem Subsidiaritätsprinzip beruhen. Die Gebietskörperschaften sind daher gefordert Lösungen anzustreben, die möglichst die Bedürfnisse der Bürger und die bestehenden Strukturen berücksichtigen.

· Durch die geographischen, kulturellen und wirtschaftlichen Besonderheiten der Berggebiete mit vorwiegend kleinteilig strukturierten Dienstleistungen und aufwändigeren Infrastrukturen hat die öffentliche Dimension eine besondere Rolle. Daraus folgt, dass die demokratisch gewählten Vertreter der Gemeinden und Regionen auch in Zukunft Entscheidungsfreiheit haben müssen, welche Organisationsform für die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse am geeignetsten ist.

· Die Bereitstellung der Daseinsvorsorge ist vor allem in abgelegenen und dünn besiedelten Berggebieten von Grund legender Bedeutung, um das Überleben und die Entwicklung als Lebens- und Wirtschaftsraum zu gewährleisten. Das zeigt auch die Bedeutung der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse im Rahmen der Regionalentwicklung und der Erhaltung der kulturellen Vielfalt der Berggebiete. Aufgrund der geographischen Verhältnisse und der natürlichen Erschwernisse dieser Gebiete ist die Einführung von Bestimmungen, die die Bereitstellung der Daseinsvorsorge schützen und, wo notwendig, die Unterstützung der Daseinsvorsorge auf der Grundlage von objektiven Kriterien ermöglichen, erforderlich. 

· Die Bereitstellung der Daseinsvorsorge darf nicht den Wettbewerbsregeln oder den Einschränkungen von öffentlichen Beihilfen unterliegen. Die Bereiche nicht wirtschaftlicher Tätigkeiten und Leistungen der Daseinsvorsorge sind unter Mitwirkung der Regionen festzulegen. 

· Die politische Debatte und Entscheidungsfindung über die Zukunft der Daseinsvorsorge darf nicht durch vorschnelle, mit den Regionen Europas nicht abgestimmte Zugeständnisse zur weiteren Marktöffnung im Rahmen der WTO Verhandlungen, beeinflusst werden.
Die Alpenkonvention setzt in ihren Aktionsfeldern Rahmenbedingungen für die Grund legenden Dienstleistungen und ihre lokale Verfügbarkeit im Interesse des Verbleibs der Bevölkerung und für eine angemessene Lebensqualität in den Alpen.

Der EG-Vertrag (Art. 16) weist auf die Bedeutung der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse im Rahmen der gemeinsamen Werte der Union sowie auf ihre Bedeutung bei der Stärkung der sozialen und räumlichen Kohäsion hin und sieht vor, dass die Gemeinschaft und die Mitgliedsstaaten dahingehend wirken, dass diese Dienstleistungen auf der Grundlage von Prinzipien und Bedingungen funktionieren, die die Erfüllung ihrer Aufgaben gewährleisten. 

Im Rahmen des europäische Sozialmodells herrscht allgemeine Übereinstimmung, dass gewisse Dienstleistungen für alle Bürger unabhängig vom Einkommen zugänglich sein müssen. In diesem Sinne wurde das Konzept der universellen Dienstleistung eingeführt, nach dem jeder das Recht hat, Zugang zu gewissen essentiellen Dienstleistungen zu erhalten, indem auch die Lieferanten die Pflicht haben, diese Dienstleistungen zu bestimmten Bedingungen zu garantieren, wie zum Beispiel eine Flächen deckende Lieferung und faire Preise.

Der Europäische Verfassungsvertrag (Artikel 220) sieht u.a. das Ziel der Stärkung der wirtschaftlichen, sozialen und räumlichen Kohäsion vor. Regionen mit schweren oder dauernden natürlichen oder demographischen Nachteilen, wie die nördlichsten Regionen mit einer sehr geringen Bevölkerungsdichte oder die Inseln, und Grenz überschreitende Regionen sowie Bergregionen wird eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet.

Im Laufe des Jahres 2004 legte die Europäische Kommission einen Richtlinienvorschlag zu Dienstleistungen im Binnenmarkt vor, um einen rechtlichen Rahmen zu schaffen, der die Hindernisse für die Niederlassungsfreiheit von Dienstleistungsanbietern sowie die Freizügigkeit im Dienstleistungsbereich zwischen den Mitgliedsländern vorsieht und den Anbietern sowie den Empfängern von Dienstleistungen die notwendige rechtliche Sicherheit für die tatsächliche Ausübung dieser Grund legenden Freiheiten des EG Vertrages garantiert.

Der Ausschuss der Regionen äußerte Bedenken, was die vorhersehbaren Probleme bei der Anwendung betrifft und schlug vor, die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse explizit aus dem Anwendungsbereich unter besonderer Berücksichtigung der Gesundheitsdienste und der sozialen Sicherheit auszuschließen. Die Stellungnahme legt weiters die beachtlichen administrativen und finanziellen Lasten für die lokalen und regionalen Körperschaften bei der Durchführung der Richtlinie dar und fordert, dass ihre Interessen angemessen von der Europäischen Kommission berücksichtigt werden und dass die Richtlinie keine Bestimmungen enthält, die der Verfassung eines Mitgliedsstaates widersprechen, indem der nationalen Ebene Kompetenzen zugesprochen werden, die normalerweise bei den lokalen und regionalen Körperschaften angesiedelt sind.

Auf Grund der vom Europäischen Parlament geäußerten Stellungnahme wurde von der Kommission ein abgeänderter Vorschlag präsentiert, der einige Aspekte abschwächt, welche wie eine Verzerrung gegenüber dem Ziel der Marktöffnung für die Dienstleistungen schien, z.B. indem das so genannte „Herkunftslandprinzip“ gestrichen und vorgesehen wurde, dass die Richtlinie für einige Dienstleistungen nicht zutrifft (u.a. Dienstleistungen von allgemeinem Interesse, Transport und Gesundheitsdienste). Die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse sind im Anwendungsbereich der Richtlinie noch enthalten, aber die Kommission präzisiert, dass weder die Liberalisierung noch die Privatisierung der öffentlichen Körperschaften, die diese Dienstleistungen bereit stellen, vorgesehen ist. Die Bestimmung über die freie Bereitstellung von Dienstleistungen wird weiters nicht auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse angewandt, die von einem anderen Mitgliedstaat bereitgestellt werden. Im Besonderen gilt das für Post, Wasser, Gas, Strom, Abwasserbehandlung sowie Müll.

Die regionalen und lokalen Behörden scheinen somit die Freiheit zu haben zu entscheiden, ob eine Dienstleistung von allgemeinem Interesse durch die Institution selbst, durch ein öffentliches Unternehmen oder ein privates Unternehmen zu erbringen ist. Das Subsidiaritätsprinzip ist sowohl vertikal als auch horizontal voll anzuerkennen. Die Entscheidung, wie eine Dienstleistung organisiert wird, muss auf der Grundlage der lokalen Situation getroffen werden, indem die beste Lösung für die Bürger gewährleistet wird.

Trotz alledem scheint es, dass in dem Richtlinienvorschlag der Schutz der öffentlichen Grundversorgung im Alpenraum keine angemessene und ausdrückliche Beachtung findet. Der neue Vorschlag geht außerdem nicht von einem räumlichen Ansatz bei der Frage der öffentlichen Dienstleistungen aus, was eine unabdingbare Voraussetzung für den Schutz der geographischen, kulturellen und wirtschaftlichen Besonderheiten gemäß dem Prinzip der Subsidiarität der Bergregionen mit öffentlichen Dienstleistungen, die vor allem kleinräumig und in aufwändigeren Infrastrukturen als in der Ebene strukturiert sind.

Mit Verweis auf die Resolution der Konferenz der Regierungschefs der ARGE ALP vom 
25. Juni 2004 wird daher die Notwendigkeit betont, dass zum Zweck der Organisation der öffentlichen Dienstleistungen die Möglichkeit gegeben ist, die geographischen, kulturellen und wirtschaftlichen Besonderheiten der Bergregionen mit vorwiegend kleinräumlich strukturierten und aufwändigeren Infrastrukturen als in der Ebene zu schützen.

Die besondere Verteilung der Bevölkerung im Alpenraum kann für die Marktteilnehmer die Bereitstellung von öffentlichen Dienstleistungen von wirtschaftlichem Interesse unattraktiv machen. Zum Beispiel bringt die verstreute Besiedlung eine geringere Wirtschaftlichkeit des Betriebs mit sich und damit könnte die Dienstleistung natürlich besser vom öffentlichen Sektor gewährleistet werden, ohne dass komplexe und kostenaufwändige Wettbewerbe in Anbetracht fehlender Profite durchgeführt werden müssen. Weiters wäre dort, wo die Dienstleistungen über einen Wettbewerb zur Verfügung gestellt werden, die ungleiche Verteilung der Bevölkerung (in dünn besiedelten Gebieten und gleichzeitig attraktiveren Ballungsräumen in einer Region) den Betreiber veranlassen, opportunistisch zu Lasten der Qualität der Leistung in dünner besiedelten Gebieten vorzugehen.

Was die Finanzierung von öffentlichen Dienstleistungen betrifft, wird zur Kenntnis genommen, dass die Materie kürzlich von der Kommission genauer geregelt wurde und die Rechtssicherheit erhöht wurde (Amtsblatt der Europäischen Union vom 29. November 2005, L 312 und C 297). Auf der Grundlage der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes hat die Kommission die Beihilfen für die Verpflichtungen zu öffentlichen Dienstleistungen unter gewissen Bedingungen anerkannt, diese gelten somit nicht als staatliche Beihilfen, obwohl sie de facto solche sind und werden als marktkompatibel eingestuft.

Was die Anwendung betrifft, so ist zu gewährleisten, dass bei der Berechnung der Ausgleichszahlungen die geographischen Bedingungen und die Nachteile aufgrund der besonderen Morphologie angemessen berücksichtigt werden. Weiters muss anerkannt werden, dass wirtschaftliche Aktivitäten in geographisch benachteiligten Räumen höhere operative Kosten verursachen und dass das vor allem für die öffentlichen Dienstleistungen gilt, die als Grundversorgung sicher, garantiert und für alle zugänglich sein müssen. 

Um den Verbleib der Bevölkerung in den Gebieten sowie den Schutz des Raumes in einigen Berggebieten zu erleichtern, sollte in einer weiteren Perspektive nicht ausschließlich für die Grundversorgung anerkannt werden, dass wirtschaftliche Aktivitäten in einigen Alpengebieten zusätzliche Funktionskosten verursachen, was die spezifische Unterstützung der in diesem Bereich tätigen Unternehmen rechtfertigt, dies eventuell auch in Abweichung von den Bestimmungen über Wettbewerb und die Beschränkung von öffentlichen Beiträgen. Es sollte somit beachtet werden, dass der Verbleib der Bevölkerung und der Schutz des Raumes in den Berggebieten von allgemeinem prioritären Interesse sind. Zu diesem Zweck könnte eine größere Flexibilität in der Beurteilung der Kompatibilität von öffentlichen Beihilfen für Unternehmen eingeführt werden, um den regionalen Behörden die Definition und Umsetzung von Hilfsmaßnahmen, die den lokalen Bedingungen Rechnung tragen, zu ermöglichen, zum Beispiel für die so genannten Nachbarschaftsdienstleistungen oder einige Bereiche, die eine wichtige Rolle in der Unterstützung einer ausgeglichenen wirtschaftlichen Entwicklung spielen (wie der Tourismus, der oft einer der wenigen lokalen Wirtschaftsbereiche in diesen Gebieten ist und positive Auswirkungen auf Beschäftigung und nicht zuletzt auch auf den Verbleib der Bevölkerung in diesen Räumen hat). Es könnte eine Lockerung der Wettbewerbsregeln und spezifische Instrumente, wie Beihilfen zum Ausgleich der Mehrkosten für Unternehmen in diesen Gebieten mit dauerhaften natürlichen und demographischen Nachteilen, wie es die Bergregionen sind, angedacht werden.

Auf dieser Grundlage fordern die Regierungschefs der Arge Alp die Europäische Kommission und die Nationalstaaten neuerlich auf, dem Schutz der Grundversorgung im Alpenraum besondere Beachtung zu schenken:

· indem die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips sowohl vertikal als auch horizontal garantiert wird und die Entscheidung, wie eine Dienstleistung organisiert werden soll, unter Berücksichtigung der spezifischen lokalen Situation getroffen werden soll, sodass die beste Lösung für die Bürger und die Gemeinschaft garantiert wird;

· indem die besondere Rolle des öffentlichen Sektors bei der Organisation der Dienstleistungen in den Berggebieten - mit ihren speziellen verschiedenen Funktionen sowie geographischen, kulturellen und wirtschaftlichen Besonderheiten - berücksichtigt wird;

· indem garantiert wird, dass die geographischen Verhältnisse und die Nachteile durch die besondere Morphologie der Berggebiete bei der Berechnung der Ausgleichszahlungen für die Verpflichtung zur Dienstleistung für jene Unternehmen, die mit der Erbringung der Dienstleistung betraut sind, angemessen berücksichtigt werden, nachdem die Aktivitäten in geographisch benachteiligten Räumen auch hohe operative Kosten verursachen;

· indem die Beurteilung der Kompatibilität der öffentlichen Beihilfen für die in den Berggebieten aktiven Unternehmen flexibler beurteilt wird, sodass die regionalen Behörden Unterstützungen bieten können, die den lokalen Bedingungen Rechnung tragen mit dem Ziel, den Verbleib der Bevölkerung und den Schutz des Raumes in den Berggebieten zu fördern. 

